k BFG
¥ BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500573/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Christian Baumgartner lber die
Beschwerde des ***Bf1***, ***Bf]1-Adr***, vom 31. August 2021, gegen die Straferkenntnisse
des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom 24. August 2021, Zlen. Z3, 74, Z1
und Z2, wegen der Verwaltungsiibertretung gemald § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung,
ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, idF ABI. der Stadt Wien Nr. 46/2016, iVm § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, idF, LGBI. fir Wien Nr. 71/2018, zu Recht
erkannt:

GemaR § 50 VWGVG wird der Beschwerde insoweit teilweise stattgegeben, als die von der
belangten Behérde mit je € 36,00 verhdngte Geldstrafe auf je € 20,00 und die fiir den Fall der
Uneinbringlichkeit mit 14 Stunden verhangte Ersatzfreiheitsstrafe auf je 8 Stunden
herabgesetzt wird.

Im Ubrigen wird das angefochtene Straferkenntnis bestitigt.
Die Kosten der belangten Behérde (§ 64 VStG) bleiben mit je € 10,00 unverandert.

Gemal § 52 Abs. 8 VWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei keinen Beitrag zu den Kosten
des Beschwerdeverfahrens zu bezahlen.

Die Geldstrafe von je € 20,00 ist gemeinsam mit dem Beitrag zu den Kosten der belangten
Behorde von je € 10,00 (§ 64 VStG 1991), insgesamt somit € 120,00, binnen zwei Wochen
nach Zustellung dieses Erkenntnisses an den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten.

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemaR § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemadl} § 25a Abs. 4 VWGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behérde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zuldssig.
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Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang:

Das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behdérdlichen Kennzeichen Vienna, zugelassen auf
Mag. Dr.iur. Mag. Dr. ***Bf1*** (Beschwerdefiihrer, kurz: Bf.) wurde von Kontrollorganen der
Parkraumiiberwachung der Landespolizeidirektion Wien in der gebihrenpflichtigen
Kurzparkzone in 1030 Wien, Marokannergasse 18,

am 1. Dezember P20 um 15:45 Uhr (Z1 und
am 3. Dezember 2020 um 15:11 Uhr (Z2
am 7. Dezember 2020 um 12:32 Uhr (Z3),
am 9. Dezember 2020 um 20:04 Uhr (Z4)

P w PR

beanstandet, da es ohne einen fiir den jeweiligen Beanstandungszeitpunkt gliltigen Parkschein
abgestellt war.

Die mit Organstrafverfliigungen jeweils verhdangte Geldstrafe wurde binnen der zweiwd6chigen
Zahlungsfrist nicht entrichtet und die Organstrafverfiigungen gemaR § 50 Abs. 6 VStG gegen-
standslos.

In der Folge wurde dem Bf. mit Anonymverfiigungen eine Geldstrafe von je € 48,00 vorge-
schrieben.

Die Geldstrafen wurden binnen der Zahlungsfrist nicht entrichtet, wodurch die Anonym-
verfliigungen gemal § 49a Abs. 6 VStG gegenstandslos wurden.

Mit Strafverfiigung vom 13. Janner 2021, Z3, wurde dem Bf. angelastet, er habe das
mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen Vienna am 7. Dezember 2020 in
der gebihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030 Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen fiir den
Beanstandungszeitpunkt 12:32 Uhr giiltigen Parkschein abgestellt und demnach die
Parkometerabgabe fahrlassig verkiirzt.

Mit Strafverfligung vom 14. Janner 2021, Z4, wurde dem Bf. angelastet, er habe das in Rede
stehende Fahrzeug am 9. Dezember 2020 in der geblihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030
Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen fiir den Beanstandungszeitpunkt 20:04 Uhr giiltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkdrzt.

Mit Strafverfligung vom 28. Janner 2021, Z1, wurde dem Bf. angelastet, er habe das in Rede
stehende Fahrzeug am 1. Dezember 2020 in der gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030
Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen fiir den Beanstandungszeitpunkt 15:45 Uhr gliltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkurzt.
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Mit Strafverfiigung vom 8. Janner 2021, 72, wurde dem Bf. angelastet, er habe das in Rede

stehende Fahrzeug am 3. Dezember 2020 in der gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030

Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen fiir den Beanstandungszeitpunkt 15:11 Uhr giiltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkdrzt.

Wegen Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung
iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde Uber den Bf. eine Geldstrafe iHv je

€ 60,00 und flr den Fall der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von je 14 Stunden
verhangt.

Gegen die Strafverfligungen wurde vom Bf. jeweils fristgerecht Einspruch erhoben und
gleichlautend vorgebracht, dass er Inhaber eines Parkpickerls fiir den 3. Bezirk (Verweis auf
Bescheide) gewesen sei und ist. Davor sei er langjahriger Inhaber eines Parkpickerls fiir den

8. Bezirk gewesen. In allen Jahren seines Parkpickerls habe er immer rechtzeitig eine Nachricht
Uber das bevorstehende Auslaufen des Parkpickerls erhalten und habe daraufhin immer recht-
zeitig den Verlangerungsbetrag liberwiesen und so das Parkpickerl verlangert. Er sei auch bei
seiner vorletzten Ausstellung des Parkpickerls davon ausgegangen, dass er wiederum eine
solche Erinnerung erhalten wiirde.

Leider habe er heuer keine solche Verstandigung erhalten und daher das Auslaufen des
Parkpickerls Gbersehen. Noch vor Auslaufen des alten Parkpickerls (namlich am Sonntag, den
29.11.2020 habe er sein Fahrzeug vor dem Haus Marokkanergasse 18 abgestellt. Neuerlich
benutzt habe er es dann am Freitag, den 11.12.2020 und habe ein Organstrafmandat und eine
Verstandigung der Anzeige vom 11.12.2020 gefunden. Er habe noch am gleichen Tag ein neues
Parkpickerl gel6st. In der Folge seien jedoch die oben genannten Anonymverfligungen im
Postweg eingelangt.

Er ersuche die Behorde das Verfahren nach § 45 Abs 1 Z 3 VStG einzustellen, da seine Ver-
schulden und die Intensitat der Beeintrachtigung des Parkometergesetzes in Relation zum
geschitzten Rechtsgut hier aus nachstehenden Griinden nur gering seien. Eventualiter ersuche
er die Strafe flr alle Anzeigen in einer zusammengefassten Strafe zu bemessen und diese am

Maldstab eines VerstoRes zu bemessen.

1. Er habe das Fahrzeug zu einem Zeitpunkt abgestellt, zu dem er (ber ein giiltiges Parkpickerl
verfligt habe.

2. Er habe beim Abstellen nicht in Betracht gezogen, dass er durch sein Abstellen und/oder
Abgestelltlassen des Fahrzeugs gegen das Parkometergesetz verstofen wiirde.
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Er habe das konkrete Ablaufdatum des letzten Parkpickerl schlicht nicht auswendig im Kopf,
habe aber gewusst, dass er Vorschreibungen zu einer Parkpickerlverlangerung immer prompt
bezahle, habe daher vertraut, dass er Inhaber eines Parkpickerls sei.

3. Die fortgesetzten Anzeigen hatten keinerlei spezialpraventive Funktion gehabt, weil er das
Organstrafmandat vom 01.12.2020 und die Anzeigeverstandigung erst am 11.12.2020 aufge-
funden habe. Er habe das Fahrzeug in diesem Zeitraum nicht bewegt und habe die Benach-
richtigungen daher nicht wahrnehmen kénnen.

4. Die gegenstandliche Strafverfliigung und die weiteren Anonymverfiigungen wiirden dasselbe
(einmalige) Abstellen des Fahrzeugs betreffen. Die Summe der in der Strafverfligung, Organ-
strafverfligung und den Anonymverfiigungen verhangten Strafen sei in Relation zum vorliegen-
den Schuldgehalt auch unangemessen hoch.

Mit Straferkenntnis vom 24. August 2021, 73, wurde der Bf. vom Magistrat der Stadt Wien,
Magistratsabteilung 67, fir schuldig befunden, das in Rede stehende Fahrzeug am 7. Dezember
2020 in der gebuhrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030 Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen
fiir den Beanstandungszeitpunkt 12:32 Uhr giiltigen Parkschein abgestellt und demnach die
Parkometerabgabe fahrlassig verkiirzt zu haben.

Mit Straferkenntnis vom 24. August 2021, 74, wurde der Bf. fiir schuldig befunden, das in Rede
stehende Fahrzeug am 9. Dezember 2020 in der geblihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030
Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen fiir den Beanstandungszeitpunkt 20:04 Uhr giiltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkirzt zu haben.

Mit Straferkenntnis vom 24. August 2021, Z1, wurde der Bf. fir schuldig befunden, das in Rede
stehende Fahrzeug am 1. Dezember 2020 in der geblhrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030
Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen flir den Beanstandungszeitpunkt 15:45 Uhr giiltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkirzt zu haben.

Mit Straferkenntnis vom 24. August 2021, 72, wurde der Bf. fiir schuldig befunden, das in Rede
stehende Fahrzeug am 3. Dezember 2020 in der geblhrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030
Wien, Marokkanergasse 18, ohne einen flir den Beanstandungszeitpunkt 15:11 Uhr giiltigen
Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe fahrlassig verkirzt zu haben.

Wegen Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung
iVm §& 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde tber den Bf. eine Geldstrafe iHv je 36,00
und fir den Fall der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 8 Stunden verhangt. Zu-
dem wurde gemal § 64 Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG 1991) ein Betrag von je € 10,00 als
Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens auferlegt.
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Begriindend stellte die Behorde nach Wiedergabe des Einspruchsvorbringens und der jeweils
erhobenen Beweisaufnahmen zusammengefasst fest, dass aus dem Bescheid des Magi-
stratischen Bezirksamtes flr den 3. Wiener Gemeindebezirk zur GZ P20 vom 11.12.2020
eindeutig hervorgehe, dass der neue Parkkleber erst ab 11. Dezember 2020 Giiltigkeit erlangt
habe. Zum Zeitpunkt der Beanstandung habe somit die Verpflichtung zur Entrichtung der
Parkometerabgabe mittels Parkschein(en) bestanden.

Die pauschale Entrichtung der Parkometerabgabe bzw. die Ausnahmegenehmigung gelte
immer erst ab deren bescheidmaRigen Erteilung und nicht riickwirkend. Somit sei die Parko-
meterabgabe zum Beanstandungszeitpunkt nicht entrichtet worden.

Dariber hinaus werde bemerkt, dass der Antragstellen bei den zeitlich begrenzten Ausnahme-
genehmigungen selber dafiir Sorge zu tragen habe, dass die Verlangerung dieser Genehmigung
fristgerecht erwirkt werden kénne. Die Besorgung eines neuen Parkklebers bzw. die Verlan-
gerung kdnne bereits Wochen vor dem Giiltigkeitsende des Vorhergehenden erfolgen. Eine
Informations- oder Erinnerungsverpflichtung der Behorde im Fall eines allfalligen Ablaufes von
Ausnahmegenehmigungen sei nicht normiert und stelle lediglich eine Serviceleistung der Stadt
Wien dar, auf welche kein Rechtsanspruch bestehe.

Die Einwendungen seien daher nicht geeignet gewesen, den Bf. vom gegenstandlichen Tat-
vorhalt zu entlasten.

Der Behérde sei die Ubertretung angezeigt worden und seien im Zuge des Verfahrens keine
Tatsachen oder Umstande hervorgekommen, die zu dessen Einstellung fihren hatten kdnnen.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die die Strafbarkeit ausnahmsweise erlaube bzw.
welche die Strafbarkeit aufheben wiirde, liege im gegenstandlichen Fall somit nicht vor.

Es werde daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie er aus den schllissigen und
widerspruchsfreien Angaben in der Organstrafverfliigung, sowie aus der Tatumschreibung in
der Strafverfligung ersichtlich sei, zumal der Bf. diesen Sachverhalt insgesamt unwiderspro-
chen gelassen habe.

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstelle, misse bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der

Parkometerabgabeverordnung).
Dieser Verpflichtung sei der Bf. nicht nachgekommen.

Nach naheren Erlauterungen zum Fahrladssigkeitsbegriff stellte die Behorde fest, dass nach der
Aktenlage Fahrlassigkeit anzunehmen gewesen sei.
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Somit seien sowohl die objektiven, als auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbar-
keit gegeben gewesen.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig verkiirzt
werde, seien als Verwaltungsibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen
(§ 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

GemaR § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich
geschitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die Tat Grundlage
fir die Bemessung der Strafe.

Die Strafe hat sich vor allem auch am Strafzweck zu orientieren. Das Parkometergesetz ver-
folge auch das Ziel, den Parkraum zu rationieren und kann dieses Ziel nur erreicht werden,
wenn die Strafe durch ihre Héhe geeignet sei, den Bf. zur Vermeidung von Ubertretungen des
Parkometergesetzes anzuhalten.

Jedes fahrlassige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hiefiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen ordnungs-
gemal entwerteten Parkschein entrichtet werde, schadige in nicht unerheblichem Male das
an der Erleichterung des innerstadtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien
vorhandenen Parkraumes bestehende 6ffentliche Interesse, dem die Strafdrohung diene.

Dass die Einhaltung der Vorschrift eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden

werden kdnnen, sei weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande anzunehmen.
Das Verschulden des Bf. kdnne daher nicht als ganz geringfligig angesehen werden.

Der Umstand, dass dem Bf. der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen Unbe-
scholtenheit nach dem Wiener Parkometergesetz zu Gute komme, habe jedoch bei der Straf-
bemessung insofern bericksichtigt werden kénnen, als dass die Strafe entsprechend niedrig
bemessen worden sei, da nicht erkennbar sei, dass nur eine hohere Geldstrafe geeignet ware,
den Bf. wirksam von einer Wiederholung abzuhalten.

Unglinstige wirtschaftliche Verhaltnisse hatten zu Gunsten des Bf. nicht angenommen werden
konnen, da fir eine solche Annahme nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt bestehe und somit
von durchschnittlichen Verhéltnissen auszugehen gewesen sei.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu EUR 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden sei die verhangte Geldstrafe, auch
bei Annahme von ungilinstigen wirtschaftlichen Verhaltnissen, durchaus angemessen und
keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgriinde nicht hervorgetreten seien.
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Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitze sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.

Der Bf. erhob gegen die Straferkenntnisse binnen der Rechtsmittelfrist Beschwerde (Schreiben
vom 31. August 2021). Die Beschwerde ist gleichlautend mit dem Einspruchsvorbringen.

Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakten dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 22. September 2021).

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Rechtsgrundlagen:

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist fiir das Abstellen von mehrspurigen Kraft-
fahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten.

GemaR § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der ordnungs-
gemalen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) oder mit der Bestatigung der Abstell-
anmeldung als entrichtet.

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung hat jeder Lenker, der ein mehrspuriges
Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, flir das eine Abgabepflicht besteht, die Parkometerab-
gabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten.

Nach § 1 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Uberwachung der
Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der fiir das Ab-
stellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe
vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der

Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden.

§ 6 Wiener Parkometergesetz 2006, LGBI. 71/2018, normiert:

Aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung und der Vereinheitlichung kann die Gemeinde
durch Verordnung Pauschalierungsrichtlinien festlegen, die die Héhe und die Form der Ab-
gabenentrichtung regeln und auf das unterschiedliche Abstellverhalten der Wohnbevélkerung
in Gebieten, die gemdf3 § 43 Abs. 2a StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, in der Fassung des
Bundes-gesetzes BGBI. | Nr. 99/2005, verordnet sind, des Wirtschaftsverkehrs und des
sonstigen Verkehrs Bedacht nehmen.

§ 45 Abs. 4 StVO 1960 idF ab 14.01.2017 regelt, unter welchen Voraussetzungen eine Be-
willigung erteilt werden kann.
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In § 2 der Verordnung des Wiener Gemeinderates iber die pauschale Entrichtung der
Parkometerabgabe (Pauschalierungsverordnung) sind die fiir einen bestimmten Zeitraum zu
entrichtenden Betrage festgelegt.

§ 4 Pauschalierungsverordnung (Amtsblatt Nr. 29 vom 21. Juli 2016) normiert:

(1) Wird die Abgabe in pauschaler Form (§ 2 und § 3 Abs. 1) entrichtet, hat dies durch Ein-
zahlung des Abgabenbetrages in bar oder nach MafSgabe der der Abgabenbehérde zur Ver-
fligung stehenden technischen Mittel im bargeldlosen Zahlungsverkehr zu erfolgen.

(2) Der Parkkleber und die Einlegetafel gemdf3 § 5 Abs. 1 diirfen von der Behérde erst nach
erfolgter Abgabenentrichtung ausgehdndigt werden. Der Datentrdger gemdfs § 5 Abs.6 kann
bereits vor erfolgter Abgabenentrichtung ausgehdndigt werden. Die Freischaltung des Daten-
trdgers darf von der Behérde erst nach erfolgter Abgabenentrichtung vorgenommen werden.
Die Aushdndigung der Tagespauschalkarte gemdfs Anlage VI und der Wochenpauschalkarte
gemdf3 Anlage Vla darf nur nach Vorlage des entsprechenden Bescheides (iber die Ausnahme-
bewilligung oder einer Einlegetafel gemdfs Anlage IV oder V und nach Entrichtung der Abgabe
erfolgen.

§ 5 Abs. 6 Pauschalierungsverordnung (Amtsblatt Nr. 29 vom 21. Juli 2016) lautet:

Anstelle der Parkkleber und Einlegetafeln gemdf3 Abs. 1 und Abs. 2 kann auch ein Datentréiger
(z.B. RFIDChip, QR-Code) verwendet werden. Als Hilfsmittel zur Kontrolle der Abgabenent-
richtung gilt der Datentréiger nach erfolgter Freischaltung in den Fdllen des § 2 Abs. 1 lit.a als
Parkkleber, in den Fdéillen des § 2 Abs. 1 lit. b, ¢, d in Verbindung mit einer Tagespauschalkarte
gemdfs Anlage VI oder einer Wochenpauschalkarte gemdfs Anlage Via ,lit. e in Verbindung mit
einer Tagespauschalkarte gemdfs Anlage VI oder einer Wochenpauschalkarte gemdf3 Anlage
Viag, lit. f sowie des § 3 Abs. 1 lit. a und b als Einlegetafel. ...

Gemal § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen,
durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig verkiirzt wird, als Verwaltungsiibertretungen
mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.

Folgender unstrittige Sachverhalt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt und wird der
Entscheidung zu Grunde gelegt:

Das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen Vienna war unstrittig

am 1. Dezember 2020 um 15:45 Uhr (Z1
am 3. Dezember 2020 um 15:11 Uhr (Z2
am 7. Dezember 2020 um 12:32 Uhr (Z3) und am
am 9. Dezember 2020 um 20:04 Uhr (Z4)

in der gebihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1030 Wien, Marokkanergasse 18, ohne giiltigen
Parkschein abgestellt.
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Die Abstellung durch den Bf. an der angegebenen Adresse zu den angefiihrten Beanstandungs-

zeitpunkten blieb unbestritten.

Der Magistrat der Stadt Wien, Magistratisches Bezirksamt fiir den 3. Bezirk, erteilte dem Bf.
mit Bescheid vom 17.12.2019, GZ. 2019 eine Ausnahmebewilligung von der Park-
zeitbeschrankung der im 3. Wiener Gemeindebezirk flachendeckend kundgemachten Kurz-
parkzone fiir das Kraftfahrzeug mit dem Kennzeichen Vienna in der Zeit vom 17.12.2019 bis
30.11.2020.

Mit Bescheid vom 11.12.2020, GZ. P20, wurde die Ausnahmebewilligung von der
Parkzeitbeschrankung der im 3. Wiener Gemeindebezirk in der Zeit vom 11.12.2020 bis
30.11.2022 gewahrt.

Das alte Parkpickerl war zu den Beanstandungszeiten (1., 3., 7. und 9. Dezember 2021) nicht
mehr und das neue Parkpickerl noch nicht giiltig.

Es lag daher zu den angefiihrten Beanstandungszeitpunkten kein gtiltiger Parkschein vor und
waren somit die objektiven Voraussetzungen fir die Strafbarkeit gegeben.

Das Verwaltungsstrafgesetz normiert in § 5 Abs 1 VStG den Tatbestand der Schuld. Gemal
dieser Bestimmung geniigt, wenn eine Verwaltungsvorschrift nicht anderes bestimmt, zur
Strafbarkeit fahrlassiges Verhalten.

Die den Straftatbestand normierende relevante Verwaltungsvorschrift findet sich in § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006, LGBI. 2006/09 idF LGBI. 2012/45, die keine besonderen Schuldvoraus-
setzungen fordert. Es genligt fir die Strafbarkeit daher fahrldssiges Verhalten.

Fahrlassigkeit ist neben dem Vorsatz eine Art des Verschuldens. Im Gegensatz zum Vorsatz will
jemand, der fahrlassig handelt, keinen "Erfolg" (z.B. den Eintritt eines Schadens) verursachen.

Der Begriff der Fahrlassigkeit weist drei Komponenten auf, und zwar die objektive Sorgfalts-
pflicht, die subjektive Befahigung des Taters zur Einhaltung dieser Sorgfaltspflicht und
schlieRlich die Zumutbarkeit der Sorgfaltsanwendung (vgl zB VWGH 27.05.1981, 1256/80,
VwGH 28.05.2008, 2008/09/0117).

Je nach dem Grad der Sorglosigkeit wird grobe und leichte Fahrlassigkeit unterschieden. Leicht
fahrlassig ist ein Verhalten, wenn auch einem sorgfaltigen Menschen ein solcher Fehler ge-
legentlich passiert. In diesen Fallen ist ein Schadenseintritt meist nicht so leicht vorhersehbar.

Der Bf. brachte in seiner Beschwerde zusammengefasst vor, dass er Inhaber eines Parkpickerls
fir den 3. Bezirk (Verweis auf Bescheide) gewesen sei und ist. Davor sei er langjahriger Inhaber
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eines Parkpickerls flir den 8. Bezirk gewesen. In allen Jahren seines Parkpickerl habe er immer
rechtzeitig eine Nachricht tGber das bevorstehende Auslaufen des Parkpickerls erhalten und
habe daraufhin immer rechtzeitig den Verlangerungsbetrag Giberwiesen und so das Parkpickerl
verlangert. Er sei auch bei seiner vorletzten Ausstellung des Parkpickerls davon ausgegangen,
dass er wiederum eine solche Erinnerung erhalten wiirde.

Leider habe er heuer keine solche Verstandigung erhalten und daher das Auslaufen des
Parkpickerls Gbersehen. Noch vor Auslaufen des alten Parkpickerls (namlich am Sonntag, den
29.11.2020 habe er sein Fahrzeug vor dem Haus Marokkanergasse 18 abgestellt. Neuerlich
benutzt habe er es dann am Freitag, den 11.12.2020 und habe ein Organstrafmandat und eine
Verstandigung der Anzeige vom 11.12.2020 gefunden. Er habe noch am gleichen Tag ein neues
Parkpickerl gelost. In der Folge seien jedoch die oben genannten Anonymverfiigungen im
Postweg eingelangt.

Er ersuche die Behorde das Verfahren nach § 45 Abs 1 Z 3 VwStG einzustellen, da seine Ver-
schulden und die Intensitat der Beeintrachtigung des Parkometergesetzes in Relation zum
geschitzten Rechtsgut hier aus nachstehenden Griinden nur gering seien. Eventualiter ersuche
er die Strafe fir alle Anzeigen in einer zusammengefassten Strafe zu bemessen und diese am
MaRstab eines VerstoRes zu bemessen.

1. Er habe das Fahrzeug zu einem Zeitpunkt abgestellt, zu dem er lGber ein gliltiges Parkpickerl
verfligt habe.

2. Er habe beim Abstellen nicht in Betracht gezogen, dass er durch sein Abstellen und/oder
Abgestelltlassen des Fahrzeugs gegen das Parkometergesetz verstofen wiirde.

Er habe das konkrete Ablaufdatum des letzten Parkpickerl schlicht nicht auswendig im Kopf,
habe aber gewusst, dass er Vorschreibungen zu einer Parkpickerlverlangerung immer prompt
bezahle, habe daher vertraut, dass er Inhaber eines Parkpickerls sei.

3. Die fortgesetzten Anzeigen hatten keinerlei spezialpraventive Funktion gehabt, weil er das
Organstrafmandat vom 01.12.2020 und die Anzeigeverstandigung erst am 11.12.2020 aufge-
funden habe. Er habe das Fahrzeug in diesem Zeitraum nicht bewegt und habe die Benach-
richtigungen daher nicht wahrnehmen kénnen.

4. Die gegenstandliche Strafverfiigung und die weiteren Anonymverfiigungen wiirden dasselbe
(einmalige) Abstellen des Fahrzeugs betreffen. Die Summe der in der Strafverfiigung, Organ-
strafverfiigung und den Anonymverfligungen verhangten Strafen sei in Relation zum vorliegen-
den Schuldgehalt auch unangemessen hoch.

Zu diesem Vorbringen wird Folgendes festgestellt:
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Auf die Zusendung des Erinnerungsschreibens beziiglich Verlangerung des Parkpickerls besteht
kein Rechtsanspruch, da es sich lediglich um eine freiwillige Serviceleistung der Magi-
stratischen Bezirksamter handelt (vgl. zB BFG 12.02.2020, RV/7500033/2020, BFG 14.02.2020,
RV/7500066/2020, BFG 07.04.2021, RV/7500210/2021).

Auch auf der Internetseite der Stadt Wien,
https://www.wien.gv.at/amtshelfer/verkehr/parken/kurzparkzone/parkpickerl.html , wird
darauf hingewiesen, dass es sich um eine freiwillige Serviceleistung handelt und dass es
passieren kann, dass der Fahrzeugbesitzer keine Zahlungsanweisung zugeschickt bekommt.
Man dirfe sich darauf nicht verlassen. Wenn der Fahrzeugbesitzer keine Zahlungsanweisung
bekommen habe, misse er einen Antrag fiir ein neues Parkpickerl spatestens 4 Wochen, bevor
die Gultigkeit des alten Parkpickerls endet, stellen.

Es liege in seiner Verantwortung, rechtzeitig das Parkpickerl zu verlangern.

Das Vorbringen des Bf. kann daher nicht schuldbefreiend wirken, da der Bf. ein zumindest
fahrlassiges Verhalten gesetzt hat, indem er sich auf das Erinnerungsschreiben des
Magistratischen Bezirksamtes verlassen hat.

Dem Akteninhalt und dem Vorbringen des Bf. ist nicht zu entnehmen, dass ihm ein rechts-
konformes Verhalten nicht moglich war.

Es lagen somit auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbarkeit vor.
Strafbemessung:

Gemal § 19 Abs. 1 VStG 1991 ist Grundlage fiir die Bemessung der Strafe die Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die
Tat.

GemaR § 19 Abs. 2 VStG 1991 sind im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) (iberdies die nach
dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde,
soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwagen. Auf das Aus-
mal des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart
des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemal anzuwen-
den. Die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse und allfallige Sorgepflichten des Beschul-
digten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.

Die Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behorde, die nach den vom
Gesetzgeber in § 19 VStG 1991 festgelegten Kriterien vorzunehmen ist (VwGH 07.08.2017, Ra
2016/08/0188, VWGH 29.04.2019, Ra 2019/17/0024) und unter Bedachtnahme auf die
Strafbemessungsgriinde vertretbar erscheinen muss (vgl. VWGH 06.04.2005, 2003/04/0031,
VwGH 17.02.2015, Ra 2015/09/0008).
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Bei der Strafbemessung war gemaR § 19 VStG 1991 zu beriicksichtigen, dass ein 6ffentliches
Interesse an der ordnungsgemalien und fristgerechten Abgabenentrichtung besteht.

Die belangte Behorde setzte im vorliegenden Fall, da der Bf. in verwaltungsstrafrechtlichen
Angelegenheiten nach dem Wiener Parkometergesetz 2006 bislang unbescholten ist, fiir jedes
Delikt eine Geldstrafe von € 36,00 und im Fall, dass die Geldstrafe nicht einbringlich ist, eine
Ersatzfreiheitsstrafe von je 14 Stunden fest.

Das Bundesfinanzgericht erachtet angesichts des Umstandes, dass das Fahrzeug nach den
glaubwiirdigen Angaben des Bf. vom 1. bis 11. Dezember 2020 nicht bewegt wurde und
erwiesen ist, dass er, nachdem er am 11. Dezember 2020 die Organstrafmandate vorgefunden
hat, das Parkpickerl sofort an diesem Tag beantragt hat, eine Geldstrafe von je € 20,00 und
eine fur den Uneinbringlichkeitsfall festzusetzende Ersatzfreiheitsstrafe von je 8 Stunden als
ausreichend an, um den Bf. vor einer weiteren gleichartigen Verwaltungsibertretung abzu-
halten.

Zum Ersuchen des Bf., das Verfahren gemaR § 45 Abs. 1 Z. 3 VStG (richtig: Z. 4) einstellen, wird
Folgendes ausgefiihrt:

Nach der standigen Judikatur des VWGH setzt die Anwendung des § 45 Abs. 1 Z 4 VStG voraus,
dass die dort genannten Umstdande kumulativ vorliegen (vgl. etwa VWGH 20.06.2016, Ra
2016/02/0065). Um eine Einstellung des Verfahrens nach dieser Vorschrift oder eine Er-
mahnung iSd § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG vornehmen zu kénnen, missen daher erstens die
Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes, zweitens die Intensitat seiner Be-
eintrachtigung durch die Tat und drittens das Verschulden des Beschuldigten gering sein
(VWGH 25.04.2019, Ra 2018/09/0209, VWGH 19.12.2018, Ra 2018/03/0098, VwWGH 29.01.2020,
Ra 2019/09/0088).

Fehlt es an einer der in § 45 Abs. 1 Z 4 VStG genannten Voraussetzungen fir die Einstellung des
Strafverfahrens, kommt keine Ermahnung nach § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG in Frage (vgl.
VwGH 20.11.2015, Ra 2015/02/0167, VWGH 15.10.2019, Ra 2019/02/0109).

Nach der standigen Judikatur des VWGH (zB VwWGH 16.09.2010, 2010/09/0141, VwGH
10.04.2013, 2011/08/0218) kann von einem geringen Verschulden nur dann gesprochen
werden, wenn das tatbildmaRige Verhalten des Taters hinter dem in der betreffenden
Strafdrohung typisierten Unrechtsgehalt und Schuldgehalt erheblich zuriickbleibt. Werde eines
der beiden Tatbestandselemente (geringfligiges Verschulden und unbedeutende Folgen der
Ubertretung) nicht erfiillt, komme eine Anwendung dieser Gesetzesstelle nicht in Betracht.

In einem beim VWGH anhangigen Fall, wo die Beschwerdefiihrerin in dem Umstand, dass sie
den Parkschein nicht ordnungsgemal ausgefiillt hatte (keine Entwertung der Rubrik "Minute")
ein geringes Verschulden und daher die Anwendung des § 21 Abs. 1 VStG angewendet haben
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wollte, sprach der Gerichtshof unter Verweis auf das Erkenntnis vom 20.10.1987, ZI.
87/04/0070) aus, dass von einem geringen Verschulden nur die Rede sein kénne, wenn das
tatbildmaRige Verhalten des Taters hinter dem in der betreffenden Strafdrohung typisierten
Unrechts- und Schuldgehalt erheblich zurlickbleibe. Dass dies vor dem Hintergrund der oben
dargestellten Rechtslage im vorliegenden SorgfaltsverstoR zutreffe, sei nicht ersichtlich.

Von einem geringfligigen Verschulden kann daher angesichts des vorstehenden Sachverhaltes
nicht gesprochen werden.

Der Ausspruch einer Ermahnung kam daher nicht in Frage und war daher spruchgemald zu
entscheiden.

Kostenentscheidung

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemaR § 64 VStG in Hohe von 10% der Strafen
festzusetzen sind, wurden sie somit in Hohe von je € 10,00 korrekt festgesetzt.

GemaR § 52 Abs. 8 VWGVG sind dem Beschwerdefihrer die Kosten des Beschwerdeverfahrens
nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist.

GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemal} anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhdngte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer ange-
messenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist ist
die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung
nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und
ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Gemal § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche Abgabenbe-
horde oder Finanzstrafbehorde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde zweckmafig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemall § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuihrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
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zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet

wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 14. Oktober 2021

14 von 14



	Entscheidungsgründe
	Verfahrensgang:
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Rechtsgrundlagen:
	Folgender unstrittige Sachverhalt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt und wird der Entscheidung zu Grunde gelegt:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



